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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an das 

Bundesamt für Sozialversicherungen. 

 
 
Begründung  
Der Regierungsrat unterstützt die Vorlage des Bundesrates über eine Reform 
zur Stabilisierung der AHV (AHV 21), einschliesslich der Erhöhung der 
Mehrwertsteuersätze als Zusatzfinanzierung für die AHV. Für den Regie-
rungsrat ist die Wahrung des heutigen Rentenniveaus in der Altersvorsorge 
eine zentrale Grundbedingung der Reform. Ein Abbau von Sozialversiche-
rungsleistungen müsste zwangsläufig durch bedarfsabhängige Sozialleistun-
gen der Kantone und Gemeinden aufgefangen werden. Die in der Vorlage 
vorgesehene flexible Gestaltung der Pensionierung zwischen 62 und 70 so-
wie die Erhöhung des Referenzalters für Frauen auf 65 und die Ausgleichs-
zahlungen für die davon betroffene Übergangsgeneration werden vom Re-
gierungsrat unterstützt. 
 

                                                                                            
 


